
gen umfaßt (АО über die Entschädigung für Schöf­
fen und Beteiligte am Gerichtsverfahren sowie für 
Mitglieder der Schiedskommissionen vom 6.5.1980, 
GBl. 1 1980 Nr. 16 S. 143).

Entzug von Erlaubnissen /  Führerschein /  Zusatz­
strafe

Erbauseinandersetzung - Vereinbarung zwischen 
den Erben oder Entscheidung des /  Staatlichen No­
tariats oder des Gerichts, durch die der /  Nachlaß 
nach Erfüllung der /  Nachlaßverbindlichkeiten un­
ter den zur /  Erbengemeinschaft gehörenden Mit­
erben entsprechend ihren Erbteilen aufgeteilt wird 
(§423 ZGB). In der Regel übertragen die Miterben 
durch Vereinbarung die ihnen zunächst gemein­
schaftlich gehörenden Gegenstände entsprechend 
den Erbteilen in das Alleineigentum jeweils eines 
einzelnen, wofür durch die Teilungsanordnung im /  
Testament bestimmt sein kann, daß ein Beteiligter 
bestimmte Sachen für sich beanspruchen kann. Im 
übrigen bestimmen die Miterben selbst, welche Sa­
chen jeder erhält. Es ist auch möglich, daß mehrere 
gemeinsam Miteigentümer einer Sache werden. Die 
Form der Vereinbarung bestimmt sich nach der Art 
der zu verteilenden Sachen: Bei beweglichen Sachen 
und Bargeld genügt mündliche Einigung und Über­
gabe; gehören Grundstücke zum Nachlaß, ist die 
Vereinbarung notariell zu beurkunden, der Eigen- 
tum'swechsel bedarf der staatlichen Genehmigung 
und der Eintragung im Grundbuch. Bei Sparkonten 
ist schriftliche Erklärung und Umschreibung beim 
Kreditinstitut vorgeschrieben, sofern nicht das Kon­
to aufgelöst und das Bargeld aufgeteilt wird. Sachen, 
die kein Erbe haben möchte, können veräußert und 
der Erlös kann geteilt werden. Jeder Miterbe hat An­
spruch auf Gegenstände und Bargeld im Werte sei­
nes Erbteils, den das Testament oder das Gesetz be­
stimmt. Es kann auch ein finanzieller Wertausgleich 
vereinbart werden (man „zahlt den anderen aus“), 
möglicherweise mit Ratenzahlung. Entsprechend 
dem Sinn des persönlichen Eigentums, der in der 
Nutzung zur Befriedigung materieller und kulturel­
ler Bedürfnisse der Bürger besteht, sollte eine Ver­
teilung angestrebt werden, die dem Bedarf des ein­
zelnen entspricht.
Können sich die Miterben nicht einigen, kann jeder 
die Hilfe des Staatlichen Notariats beantragen (§ 425 
ZGB; §§34ff. Notariatsgesetz). Dieses verhandelt 
mit den Beteiligten auf der Grundlage eines Tei­
lungsvorschlags mit dem Ziel, eine Vereinbarung 
herbeizuführen. Gelingt dies nicht, kann das Staatli­
che Notariat einen Teilungsbeschluß erlassen, durch 
den die Nachlaßgegenstände auf die Miterben ver­
bindlich aufgeteilt werden (§ 427 ZGB). Im Streitfall 
ist auch eine Erbteilungsklage beim Kreisgericht zu­
lässig, mit der jeder Miterbe die gerichtliche Auftei­
lung nach einem entsprechenden Vorschlag fordern 
kann. Streiten die Miterben nur noch um die Eigen­
tumsregelung für ein Grundstück, hat jeder Beteilig­
te das Recht, den ?  gerichtlichen Verkauf zu bean­
tragen, nach dessen Abschluß der Erlös aufgeteilt 
wird (§ 25 VO über die Vollstreckung in Grundstük-
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ke und Gebäude vom 18.12.1975, GBl. 1 1976 Nr. 1
S. 1). Geht es um die Auseinandersetzung über den 
Nachlaß eines Genossenschaftsbauern, sind wegen 
des genossenschaftlich genutzten Bodens, der Eigen­
tum der Miterben geworden ist, einige Besonderhei­
ten zu beachten, die §45 LPG-Gesetz regelt ge­
nossenschaftliches Bodennutzungsrecht). Nach 
Möglichkeit sollte der Boden einem Miterben über­
tragen werden, der Mitglied der LPG ist oder wird 
und dem dann die gleichen mit dem Boden verbun­
denen Rechte zustehen wie dem Verstorbenen. Der 
Wert des eingebrachten Bodens bleibt bei Berech­
nung der Wertteile außer Betracht. Ein solcher 
Nachfolger hat ein Vorrecht auf Erwerb der Wohn- 
und Wirtschaftsgebäude sowie übriger Grundstücke, 
die er als Genossenschaftsbauer benötigt. Auch für 
andere Nachlaßgegenstände, die von sozialistischen 
Genossenschaften genutzt werden, können sich 
rechtliche Besonderheiten ergeben (§ 424 ZGB).

erbbiologisches Gutachten /  Vaterschaftsfeststel­
lung

Erbe - derjenige, der beim Tode eines Menschen 
dessen /  Nachlaß als Z7 Erbschaft erhält. Wer E. ist, 
wird im Z7 Testament des verstorbenen Bürgers be­
stimmt. Wenn ein solches nicht vorliegt oder nicht 
wirksam errichtet wurde, tritt die Z7 gesetzliche Erb­
folge ein. E. kann jeder zur Zeit des Erbfalls noch le­
bende Bürger werden, ebenso ein zu diesem Zeit­
punkt bereits gezeugtes und später lebend geborenes 
Kind (§ 363 ZGB). Durch Testament kann auch ein 
Betrieb, eine Organisation oder Einrichtung (sofern 
sie Z7 juristische Personen sind) E. werden, durch 
Testament oder gesetzliche Erbfolge auch der Staat. 
Sind mehrere E. vorhanden (Miterben), geht der 
Nachlaß als Ganzes auf sie über, sie bilden eine Zr 
Erbengemeinschaft. Der E. ist verpflichtet, für die 
Bestattung, die Räumung der Wohnung des Verstor­
benen und die Erledigung anderer Nachlaßangele­
genheiten zu sorgen. Er muß die Z7 Nachlaß Verbind­
lichkeiten begleichen und tritt in die Rechte und 
Pflichten des Verstorbenen ein, soweit sie nicht an 
dessen Person gebunden waren (z.B. die Mitglied­
schaft in einer gesellschaftlichen Organisation) ; ins­
besondere erhält er dessen persönliches Eigentum. 
Damit er sich Dritten gegenüber legitimieren kann, 
erteilt ihm das Staatliche Notariat auf Antrag einen 
Z7 Erbschein.

Erbengemeinschaft - Gemeinschaft, die kraft Geset­
zes immer dann entsteht, wenn beim Tod eines Bür­
gers mehrere Personen dessen Erben werden. Die 
zur E. gehörenden Miterben erlangen den Z7 Nach­
laß als Ganzes mit allen Rechten und Pflichten als 
Gesamteigentümer. Sie können nur alle gemeinsam 
über den Nachlaß insgesamt und über einzelne dazu 
gehörende Sachen und Rechte verfügen (§ 400 
ZGB). Dadurch wird gesichert, daß aus dem vorhan­
denen Bestand zunächst die Verpflichtungen erfüllt
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